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Immissionsschutz;
Antrag des Herrn Maximilian Scheugenpflug, Eglhof 2, Moosthenning, auf 
Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nach § 4 BImSchG zur Errichtung und zum Betrieb einer Verbrennungsmotoranlage für Biogas einschließlich der biologischen Behandlungsanlage (Abfallvergärung) auf dem Grundstück Fl.Nr. 1500 der Gemarkung Lengthal

AKTENVERMERK
zur Vorprüfung des Einzelfalles nach dem UVPG

Die Verbrennungsmotoranlage und die Vergärungsanlage sind in Ziffer 1.2.2.2 und 8.4.1.2 der Anlage 1 zum UVPG mit der Pflicht zur standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalles genannt. Gemäß § 7 Abs. 2 UVPG ist bei dem Neuvorhaben eine entsprechende Vorprüfung durchzuführen.


Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen vorgenommen. In der ersten Stufe prüft die zuständige Behörde, ob bei dem Neuvorhaben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3, Ziffer 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Sofern solche besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, wird in einer zweiten Stufe anhand der Kriterien in Anlage 3, Ziffer 3 zum UVPG geprüft, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Schutzempfindlichkeit des Gebietes betreffen.

Durch den Betreiber wurden die Unterlagen nach Anlage 2 zum UVPG zur Durchführung der Vorprüfung vorgelegt.

Für Lärmbelästigungen ist in aller Regel die Beurteilung an nächstgelegenen Wohnhäusern das schärfere Kriterium als eine eventuelle Beeinträchtigung von Tieren. Es kann davon ausgegangen werden, dass die Beurteilung von Lärmimmissionen für evtl. betroffene Gebiete für das antragsgegenständliche Vorhaben keine Rolle spielt. 
Die Emissionsfrachten von NOx und SOx aller Motoren sind als gering anzusehen und unterschreiten die Bagatellmassenströme nach Nr. 4.6.1.1 der TA Luft. Durch die günstigen Ableitbedingungen, insbesondere einer ausgeprägten dynamischen und thermischen Abgasfahnenüberhöhung ist von einer starken Verdünnung auszugehen, wodurch nicht mit Immissionen in relevanter Höhe zu rechnen ist. Auch entsprechend Nr. 4.6.1.1 der TA Luft ist bei Unterschreitung der Bagatellmassenströme vorgesehen, im Regelfall auf eine Ermittlung der Immissionskenngrößen im Teil 4 der TA Luft zu verzichten. Der Anlage ist daher für konzentrationsbezogene Immissionen kein relevanter Einwirkungsbereich zuzuordnen, in welchem überhaupt eine Prüfung auf besondere örtliche Gegebenheiten stattfinden könnte.

Entsprechend der Kartierung im Auskunftsprogramm des Rauminformationssystems der Landes- und Regionalplanung in Bayern befindet sich im weiteren Umfeld (Umkreis von 1 km) um die Anlage mehrere kleine Biotope. Aus immissionsschutzfachlicher Sicht wird aufgrund der Entfernung zu den nächstgelegenen Biotopen nicht davon ausgegangen, dass durch die Anlage nachteilige Umwelteinwirkungen auf Gebiete nach Nr. 2.3 der Anlage 3 des UVPG hervorgerufen werden können. Die Emissionsfrachten aller Motoren sind als gering anzusehen und unterschreiten die Bagatellmassenströme nach Nr. 4.6.1.1 der TA Luft deutlich. Durch die günstigen Ableitbedingungen, insbesondere einer ausgeprägten thermischen Abgasfahnenüberhöhung ist von einer starken Verdünnung auszugehen, wodurch eine Schadstoffdeposition in relevanter Konzentration nicht zu erwarten ist. Durch die Biogaserzeugungsanlage sind ebenfalls keine relevanten Ammoniakemissionen und eine damit verbundene Stickstoffdeposition zu erwarten, da alle Behälter mit unvergorenem Substrat geschlossen und an eine Gasverwertung angeschlossen sind. Eine Mistlagerung im Freien soll nicht stattfinden, so dass auch hier keine Ammoniakemissionen auftreten können.
Die standortbezogene Vorprüfung betreffend immissionsschutzfachliche Aspekte hat ergeben, dass aus Sicht des fachlichen Immissionsschutzes keine förmliche bzw. vollständige Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig ist, da die durch die Anlage verursachten Umweltauswirkungen äußerst gering und insofern nicht als erheblich nachteilig zu bewerten sind. 
Die bestehende Biogasanlage in Eglhof wurde als Vorbelastung mit berücksichtigt.

Nach der Stellungnahme der Fachkraft für Naturschutz sind erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ebenfalls nicht zu erwarten. Der Eingriff in Natur und Landschaft wird durch die Umsetzung der im entsprechenden Bebauungsplan (SO Eglhof) festgelegten naturschutzfachlichen Ausgleichsmaßnahmen bzw. durch die Schaffung von Ausgleichsflächen entsprechend ausgeglichen.

Durch die Realisierung des Baugebietes werden intensiv als Acker genutzte Flächen in Anspruch genommen, die nur eine geringe Bedeutung als Lebensraum von Pflanzen und Tieren aufweisen.
Durch die Bebauung der Fläche erfolgt einer Versiegelung des Bodens. Vermeidungsmaßnahmen werden ergriffen, um die Auswirkungen zu reduzieren. Hierzu gehört eine Begrenzung der versiegelten Flächen und die Verwendung von versickerungsfähigen Belägen. Der Ausgleich erfolgt im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung durch eine Aufwertung geeigneter Flächen.
Die künftige Nutzung zur Erzeugung und Weiternutzung von Biogas birgt eine potenzielle Gefahr für Schadstoffeinträge in das Grundwasser, welche aber in Folge des hohen Versiegelungsgrades und bei Einhalten der rechtlich gebotenen Vorschriften und der entsprechenden Umsetzung des Havariekonzeptes mit Umwallung nach Biogashandbuch Bayern als gering einzustufen ist. Dadurch werden Stoffeinträge in das Oberflächengewässer für den Havariefall wirksam verhindert und die Betriebssicherheit der bestehenden Biogasanlage erhöht. Die Behälter sind geschlossen ausgeführt.
Die Ammoniakbelastung an dem zu beurteilenden naheliegenden Waldgebiet (FlNr. 1485/0, Gmk. Lengthal) nimmt nach Aussage des Fachgutachters im Vergleich zur bestehenden Belastung (vorhandene Anlage) nicht relevant zu.

Die Stellungnahmen der übrigen maßgebenden Fachstellen haben auch keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass durch die neue Biogasanlage besonders empfindliche Gebiete nach Anlage 3 Ziffer 2 erheblich nachteilig betroffen sein könnten.

Zum wurde für das Vorhaben eine Bauleitplanung unter Ausarbeitung eines entsprechenden Umweltberichtes (§ 50 UVPG, Ausweisung SO Eglhof) durchgeführt.


Eine umfassende Umweltverträglichkeitsprüfung ist für das Neuvorhaben somit nicht erforderlich.







Die Entscheidung wird im UVP-Portal öffentlich bekanntgemacht (§ 5 Abs. 3 UVPG).
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